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Stellungnahme: Tankstellenversorgungsauflage  
Gesetz zur Änderung des GEIG kann Akzeptanz für Elektromobilität fördern  
 
Die Autovermietungsbranche begrüßt die im Gesetz zur Änderung des Gebäude-
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) avisierte Versorgungsauflage für die 
Bereitstellung von Schnellladeinfrastruktur an Tankstellen. Mit der Verpflichtung, dass 
spätestens ab dem 1. Januar 2028 grundsätzlich an jeder Tankstelle mindestens ein öffentlich 
zugänglicher Schnellladepunkt (mindestens 150 kW) betrieben wird, unternimmt der 
Gesetzgeber eine entscheidende Initiative, um eine flächendeckende und nutzerfreundliche 
Ladeinfrastruktur an gewohnten Anlaufstellen aufzubauen.  
 
Im Detail: 
Die Bundesregierung hat sich hohe Ziele gesteckt: bis 2045 soll die deutsche Wirtschaft 
Treibhausgasneutralität erreicht haben. Im Verkehrssektor sollen als Zwischenschritt bis 2030 
rund 15 Millionen Elektrofahrzeuge in Deutschland zugelassen werden und eine Million 
öffentliche Ladepunkte installiert sein. Die Mitgliedsunternehmen des VIA unterstützen diese 
Bemühungen vollumfänglich.  
 
Bei der Mobilitäts- und Antriebswende spielen Flottenbetreiber eine wichtige Rolle. Sie 
kombinieren eine Vielzahl unterschiedlicher und moderner Fahrzeugmodelle mit hoch 
ausgelasteten Shared-Mobility-Angeboten. Fahrzeuge von Flottenbetreibern weisen hohe 
Laufleistungen auf und fahren schon heute überdurchschnittlich viele saubere Kilometer. Dies 
wird durch den jungen Fahrzeugbestand gewährleistet, der stets modernste 
Emissionsstandards erfüllt. Durch passgenaue Elektrifizierung kann dieses Potenzial erheblich 
gesteigert werden. Um die Elektrifizierung der Flotte erfolgreich zu gestalten, ist eine 
Kombination aus regulatorischen Ansätzen, Förderungen und Maßnahmen zur Steigerung der 
Kundennachfrage entscheidend. 
 
Mit Blick auf die notwendige Ladeinfrastruktur muss der Aufbau öffentlich zugänglicher 
Ladeinfrastruktur – insbesondere im Umfeld von Verkehrsknotenpunkten wie Flughäfen und 
Bahnhöfen, aber auch im urbanen und ländlichen Raum – jetzt mit einem Fokus auf 
Schnelllader dringend an Tempo aufnehmen. Das GEIG kann dabei eine wichtige Lücke füllen: 
Nach der EU-Verordnung AFIR ist der Aufbau von Ladeinfrastruktur entlang von Autobahnen 
vorgeschrieben. Außer Acht gelassen werden hier aber die Räume, die nicht entlang von 
Autobahnen liegen, also etwa ländliche oder auch städtisch geprägte Topographien. Auch hier 
ist eine hinreichend dimensionierte Ladeinfrastruktur für den Erfolg der Elektromobilität 
entscheidend und das GEIG kann einen Beitrag dazu leisten. 
 
Schon heute haben alle Mietwagenanbieter umweltschonende Antriebstechnologien im 
Angebot und treiben die Elektrifizierung ihrer Flotten voran. Wie kaum eine Zweite ist die 
Branche auf ein bedarfsgerechtes Netz an nutzerfreundlicher, öffentlicher Ladeinfrastruktur 
angewiesen – in Deutschland und Europa. Die Branche dient als Schaufenster für 
Zukunftstechnologien. Kunden sammeln bei den Autovermietern erste Erfahrungen mit 
Elektrofahrzeugen, bei Urlaubs- oder Geschäftsreisen sowie als Teil der betrieblichen, 
öffentlichen und privaten Mobilität. Allerdings unterscheiden sich Ladeszenarien von geteilten 
Fahrzeugflotten massiv vom Ladeverhalten der typischen „Charge at Home“- und „Charge at 
Work“-Nutzer. Flotten sind dauerhaft und über weite Strecken hinweg in Bewegung. Eine 
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ausreichend dimensionierte und nutzerfreundliche Ladeinfrastruktur ist daher ein wichtiges 
Kriterium zur Überwindung der Reichweitenangst. Unzweifelhaft kann die gewohnte 
Tankstelleninfrastruktur dabei einen entscheidenden Beitrag leisten, denn Kunden sind es 
gewohnt, dort zu „tanken“ bzw. zu laden und längere Zeiträume zu verbringen. Richtig ist es 
dabei auch, den Fokus der öffentlichen Ladeinfrastruktur auf Schnelllader zu legen, um 
Ladezeiten zu reduzieren. 
 
Nachbesserungsbedarf sieht VIA in folgenden Punkten: 
 
• Beginn der Auflage: Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verpflichtung ist für den 

1. Januar 2028 vorgesehen. Die Branche ist sich darüber im Klaren, dass Aufbauarbeiten 
im Zusammenspiel mit dem Ausbau des Stromnetzes Vorlauf benötigen. Es könnte 
prüfenswert sein, den zeitlichen Ablauf des GEIG mit der EU-Verordnung AFIR in Einklang 
zu bringen und so einen früheren Aufbau der Ladeinfrastruktur nach GEIG zu fordern. 
 

• Schwellenwert: Derzeit sind von dem Entwurf Tankstellen mit mehr als 200 Standorten 
umfasst. VIA spricht sich dafür aus, diesen Schwellenwert zu überprüfen. Während die 
Regelung vor dem Hintergrund der Betroffenheit und zur Vorbeugung finanzieller 
Überforderung nachvollziehbar erscheint ist gleichzeitig anzumerken, dass nach 
gegenwärtigem Stand ca. 40 % der heute bestehenden Tankstellen nicht im 
Anwendungsbereich des Gesetzes liegen. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
derartige Tankstellen sich überwiegend in ländlich geprägten Gebieten befinden. Gerade 
hier ist eine Grundversorgung an öffentlicher Ladeinfrastruktur für den Hochlauf der 
Elektromobilität erforderlich. Dem aufgezeigten Spannungsverhältnis zwischen einer 
Absenkung des Schwellenwertes und einer Sicherstellung vor finanzieller Überforderung 
könnte etwa über passgenaue Förderungen begegnet werden. 
 

• Flexibilitätsmechanismus: Insbesondere an Verkehrsknotenpunkten wie etwa Flughäfen 
und Bahnhöfen und in deren direkten Umfeld muss ausnahmslos der Zugang zu 
Schnellladeinfrastruktur gewährleitet sein. Aufgrund der anzunehmenden hohen 
Auslastung der Schnellladensäulen an Verkehrsknotenpunkten, ist die Infrastruktur in 
diesen Lagen mit hoher Wahrscheinlichkeit kurz bis mittelfristig wirtschaftlich zu betreiben. 
Daher liegt es im betrieblichen Eigeninteresse der Tankstellenbetreiber hier nicht vom 
Flexibilitätsmechanismus Gebrauch zu machen. Es sollte geprüft werden, ob derartige 
Lagen zu einem Ausschluss des Flexibilitätsmechanismus führen können.  
 

• Des Weiteren sollte eine Präzisierung des Gesetzes erfolgen: Derzeit ist vorgesehen, dass 
von der Versorgungsauflage abgewichen werden kann, wenn an einem anderen Ort in 
einem Umkreis von 1.000 Metern um die Tankstelle oder zusätzlich an einer anderen 
Tankstelle die Pflicht zum Aufbau einer Ladeinfrastruktur bereits erfüllt wird. Es sollte 
klargestellt werden, dass die alternative Tankstelle ebenfalls in einem Umkreis von 1.000 
Metern gelegen sein muss. Andernfalls könnte ein Tankstellenbetreiber der Aufbaupflicht 
mit dem Hinweis entgegentreten, diese bereits an einem entfernten Standort erfüllt zu 
haben.  
 

• Ausweitung der Auflage: Es erscheint fraglich, inwieweit die aktuelle Aufbauverpflichtung 
von mindestens einem öffentlich zugänglichen Schnellladepunkt pro Tankstelle 
angemessen ist. Ein Jahr nach Beginn der Tankstellenversorgungsauflage sollte daher eine 
Evaluierung des Aufbaus und des Ladebedarfs stattfinden und ggfs. eine Ausweitung der 
Anzahl von Schnellladern in Betracht gezogen werden.  

 


